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Festakt zum 27. Jahrestag der Deutschen Einheit am 03.10.2017 

Rede von Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier  

[in Auszügen] 

Wir feiern den Tag der Deutschen Einheit – wie jedes Jahr. Und wir feiern ihn zu Recht, den 
3. Oktober, den Tag, an dem Ost und West in Deutschland wieder eins wurden.  

[...]  

Deutsche Einheit ist jeden Tag. Aber – spüren wir sie auch jeden Tag? Wann wird uns im 
Alltag eigentlich bewusst, dass wir Teil einer Gemeinschaft von 80 Millionen sind? 

Für viele Menschen war das vor neun Tagen, am 24. September. Das freie und gleiche 
Wahlrecht verbindet uns – und das spüren wir jedes Mal, wenn wir mit unseren Nachbarn in 
der Schlange vor der Wahlkabine stehen. Am 24. September haben deutlich mehr Menschen 
als in den beiden letzten Bundestagswahlen von diesem stolzen Recht Gebrauch gemacht. 
Das ist die gute Nachricht. 

Doch noch am selben Abend dominierte bei vielen von uns weniger das sichere Gefühl von 
Einheit, vielmehr der Blick auf ein Land, durch das sich unübersehbar große und kleine Risse 
ziehen.  

[...] 

Das beginnt mit der Frage: Wer ist das eigentlich – "wir Deutsche?" Heute, am 3. Oktober 
stellen wir fest: Ja, die deutsche Einheit ist politischer Alltag geworden. Die große Mauer quer 
durch unser Land ist weg. Aber am 24. September wurde deutlich: Es sind andere Mauern 
entstanden, weniger sichtbare, ohne Stacheldraht und Todesstreifen – aber Mauern, die 
unserem gemeinsamen "Wir" im Wege stehen.  

Ich meine die Mauern zwischen unseren Lebenswelten: zwischen Stadt und Land, online und 
offline, Arm und Reich, Alt und Jung – Mauern, hinter denen der eine vom anderen kaum noch 
etwas mitbekommt.  

Ich meine die Mauern rund um die Echokammern im Internet; wo der Ton immer lauter und 
schriller wird, und trotzdem Sprachlosigkeit um sich greift, weil wir kaum noch dieselben 
Nachrichten hören, Zeitungen lesen, Sendungen sehen.  

Und ich meine die Mauern aus Entfremdung, Enttäuschung oder Wut, die bei manchen so 
fest geworden sind, dass Argumente nicht mehr hindurchdringen. Hinter diesen Mauern wird 
tiefes Misstrauen geschürt, gegenüber der Demokratie und ihren Repräsentanten, dem 
sogenannten "Establishment", zu dem wahlweise jeder gezählt wird – außer den 
selbsternannten Kämpfern gegen das Establishment. 

Verstehen Sie mich richtig: Nicht alle, die sich abwenden, sind deshalb gleich Feinde der 
Demokratie. Aber sie alle fehlen der Demokratie. Gerade deshalb sollten wir am 3. Oktober 
vom 24. September nicht schweigen. 

Natürlich, das erfordert Kontroverse. Differenzen gehören zu uns. Wir sind ein vielfältiges 
Land. Aber worauf es ankommt: Aus unseren Differenzen dürfen keine Feindschaften werden 
– aus Unterschied nicht Unversöhnlichkeit.  
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[...] 

Argumente statt Empörung brauchen wir auch und gerade bei dem Thema, das unser Land 
in den letzten zwei Jahren so bewegt hat wie kein anderes – Flucht und Migration. Nirgendwo 
sonst stehen sich die Meinungslager so unversöhnlich gegenüber – bis hinein in die Familien, 
bis an den Abendbrottisch. Was für die einen kategorischer "humanitärer Imperativ" ist, wird 
von anderen als angeblicher "Verrat am eigenen Volk" beschimpft. Solange das Thema ein 
moralisches Kampfgebiet zwischen diesen beiden Polen bleibt, werden wir der eigentlichen 
Aufgabe nicht gerecht, nämlich die Wirklichkeit der Welt und die Möglichkeiten unseres 
Landes überein zu bringen. 

Die Not von Menschen darf uns niemals gleichgültig sein. Und unser Grundgesetz garantiert 
den Schutz vor politischer Verfolgung, aus guten, in Deutschland auch historischen Gründen, 
an die wir uns erinnern müssen. Doch wir werden den politisch Verfolgten nur dann auch in 
Zukunft gerecht werden können, wenn wir die Unterscheidung darüber zurückgewinnen, wer 
politisch verfolgt oder wer auf der Flucht vor Armut ist.  

Wir müssen uns ehrlich machen – in zweifacher Weise. Erstens, auch wenn sich hinter beiden 
Fluchtgründen menschliche Schicksale verbergen, sie sind nicht dasselbe und begründen 
nicht den gleichen uneingeschränkten Anspruch. Zweitens: Ehrlich machen müssen wir uns 
auch in der Frage, welche und wie viel Zuwanderung wir wollen, vielleicht sogar brauchen. 
Aus meiner Sicht gehört dazu, dass wir uns Migration nicht einfach wegwünschen, sondern – 
ganz jenseits von Asyl und den europäischen Anstrengungen – auch legale Zugänge nach 
Deutschland definieren, die Migration nach unseren Maßgaben steuert und kontrolliert. Nur 
wenn wir uns in beiden Fragen ehrlich machen, werden wir die Polarisierung in der Debatte 
überwinden. Ich bin sicher, wenn Politik sich dieser Aufgabe annimmt, gibt es eine Chance, 
die Mauern der Unversöhnlichkeit abzutragen, die in unserem Land gewachsen sind.  

Die Debatte über Flucht und Migration hat Deutschland aufgewühlt. Sie ist aber auch Folge 
und Abbild einer aufgewühlten Welt. Mit Blick auf die Umbrüche, die vielen internationalen 
Krisen und Konflikte habe ich von vielen Bürgern in den letzten Jahren den Satz gehört: "Ich 
versteh die Welt nicht mehr" – und ehrlich gesagt: Ich kann diesen Satz gut nachvollziehen. 

[...] 


